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THEMEN IN DIESER AUSGABE

Schuldzinsenabzug  
bei steuerpflichtigen  
Erstattungszinsen

Schuldzinsen für ein Darlehn, das zur 
Finanzierung einer Einkommensteuer-
nachzah lung aufgenommen w urde, 
können als Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Kapitalvermögen ab-
zugsfähig sein, wenn die Einkommen-
steuer später wieder herabgesetzt und 
hierfür steuerpf lichtige Erstattungs-
zinsen gezahlt werden.
In einem vom Bundesf inanzhof ent-
sch iedenen Fa l l  hat te  e i n  S teuer-
pf lichtiger im Jahr 2002 gegen einen 
nach einer Betriebsprüfung erlassenen 
Einkommensteuerbescheid Einspruch 
eingelegt. Zur Begleichung der sich er-
gebenden Steuernachzahlung nahm er 
einen Kredit auf. Der Einspruch war 
er folgreich. Der Steuerpf l icht ige er-
hielt die gezahlten Steuern nebst Er-
stattungszinsen im Jahr 2004 zurück. 
In seiner Steuererklärung 2004 setz-
te er die Erstat tungszinsen als Ein-
künf te aus Kapitalvermögen an und 
machte den Zinsaufwand für das auf-
genommene Darlehn a ls Werbungs-
kosten geltend.
Der Bundesfinanzhof folgte der Auf-
fassu ng des S teuer pf l icht igen .  Es 
handelte sich insoweit um eine er-
zwungene Kapitalüberlassung an den 
Fiskus. Die Aufnahme des Darlehns 
stand in einem wir tschaf t l ichen Zu-
sammenhang mit den späteren Zins-
einnahmen, da es ausschließlich zu 
dem Zweck aufgenommen und ver-
wendet worden ist, die ( letztlich nicht 
gerechtfertigte) Forderung zu erfüllen. 
Die gezahlten Zinsen waren daher als 
Werbungskosten abzugsfähig. 
BFH, Urt. v. 28.02.2018, III R 53/14,  
BFH/NV 2018, S. 1021

Auszahlung einer bei einem  
berufsständischen Ver-
sorgungswerk vor 2005 
abgeschlossenen Kapitalle-
bensversicherung steuerfrei

Ein Zahnarzt zahlte seit 1994 Pf licht-
beiträge für eine Renten- sowie eine 
Kapitalversorgung zum Versorgungs-
werk der Zahnärzte. Die Kapitalver-
sorgung war als Lebensversicherung 

ausgestaltet , deren Anwar tschaf ten 
gr undsät z l ich beleihbar,  über t rag-
bar, vererbbar und jederzeit mit einer 
Fr ist von drei Monaten auszah lbar 
waren. Die Lebensversicherung bi l-
dete beim Versorg u ngswerk e inen 
eigenen von der die Basisversorgung 
sicherstellenden Rentenversorgung ge-
trennten Abrechnungsverband. Beide 
Versorgungen waren auch satzungs-
mäßig getrennt geregelt. Die 2011 aus-
gezahlte Lebensversicherung unter-
wa r f  d a s  F i n a n z a mt  a l s  Te i l  de r 
Basisversorgung teilweise mit einem 
Besteuerungsanteil von 62 % und teil-
weise nach der Öffnungsklausel mit 
dem Ertragsanteil der Besteuerung.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
die Auszahlung insgesamt steuerfrei 
ist. Die Lebensversicherung war u. a. 
vor 2005 abgeschlossen worden und be-
stand mindestens zwölf Jahre. Für das 
Gericht war es unerheblich, dass die 
Lebensversicherung beim Versorgungs-
werk abgeschlossen worden war. Ent-
scheidend war vielmehr, dass es sich 
um eine von der Basisversorgung ge-
trennte Leistung des Versorgungswerks 
handelte.
§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a Doppelbuchst. 
aa i. V. m. Doppelbuchst. bb Satz 2 EStG.
BFH, Urt. v. 12.12.2017, X R 39/15, 
BFH/NV 2018, S. 1002

Kindergeld: Zählkindervorteil 
in einer „Patchworkfamilie“

Der Vater einer im März 2016 geborenen 
Tochter lebte mit der Kindsmutter, sei-
ner Lebensgefährtin, in nichtehelicher 
Lebensgemeinscha f t  in e inem ge -
meinsamen Haushalt. Zu dem Haushalt 
gehörten auch zwei ältere Kinder, die aus 
einer früheren Beziehung der Lebens-
gefährtin stammten. Der Vater meinte, 
seine Tochter sei als sein drittes Kind 
mit erhöhtem Kindergeld als sog. Zähl-
kind zu berücksichtigen.
Dem widersprach der Bundesfinanzhof. 
Zählkinder sind Kinder aus einer anderen 
Beziehung des Kindergeld beantragenden 
Elternteils, das bei diesem mitzuzählen 
ist, ohne dass er selbst das Kindergeld 
erhält. Im entschiedenen Fall waren die 
Kinder der Lebensgefährtin aber weder 
leibliche Kinder, noch Adoptiv- oder 
Pflegekinder des Vaters. Entsprechend 
kann der Vater mangels familiärer Be-
ziehung zu den beiden leiblichen Kindern 
seiner Lebensgefährtin den Zählkinder-
vorteil nicht beanspruchen. Vielmehr 
hätte die Lebensgefährtin den Kinder-
geldantrag stellen müssen, um für die 
Tochter als drittes Kind den erhöhten 
Kindergeldbetrag zu erhalten.
BFH, Urt. v. 25.04.2018, III R 24/17,  
BFH/NV 2018, S. 1033

Nr. 1 | 2019

1 |  Schuldzinsenabzug bei steuer- 
pflichtigen Erstattungszinsen

1 |  Auszahlung einer bei einem berufs-
ständischen Versorgungswerk vor 
2005 abgeschlossenen Kapital-
lebensversicherung steuerfrei

1 |  Kindergeld: Zählkindervorteil  
in einer „Patchworkfamilie“

2 |  Buchung von EC-Karten-Umsätzen  
in der Kassenführung

2 |  Begrenzung der 1 %-Regelung auf 50 % 
der Fahrzeugkosten ist nicht möglich

2 |  Nicht abziehbare Schuldzinsen:  
Berücksichtigung von Verlusten

2 |  Keine zwingende Buchwertauf - 
stockung wegen Überentnahmen  
im Rückwirkungszeitraum

2 |  Sind Leistungen eines Sportvereins 
gegen gesondertes Entgelt umsatz-
steuerfrei?

3 |  Anschaffungsnahe Herstellungs kosten 
durch Beseitigung verdeckter Mängel 
nach Immobilienerwerb

3 |  Behandlung von Aufwendungen  
für Arbeitnehmer bei Betriebsver-
anstaltungen

3 |  Prämienzahlungen der gesetzlichen 
Krankenkassen mindern Sonderaus-
gabenabzug

3 |  Von den Eltern als Unterhalts-
leistung getragene Kranken-  
und Pflegeversicherungsbeiträge 
des Kindes

4 |  Auflösung eines passiven  
Rechnungsabgrenzungspostens  
bei Betriebsaufgabe

4 |  Das gewerbesteuerliche Schachtel-
privileg verstößt gegen EU-Recht

4 |  Gewerbesteuerliche Hinzurech-
nungsvorschriften für typisierte 
Finanzierungsanteile sind verfas-
sungsgemäß

4 |  Personalrabatte eines Vertriebs-
unternehmens auf Waren oder 
Dienstleistungen



Buchung von EC-Karten-Um- 
sätzen in der Kassenführung

In Betrieben mit überwiegendem Bar-
geldverkehr nutzen Kunden häufig die 
Möglichkeit, ihre Zahlungen bargeld-
los mit EC-Karte abzuwickeln. Doch die 
von den Betrieben gelebte Buchungs-
praxis stand jüngst infrage.
Dem nach werden in e inem ers ten 
Schritt die Gesamtumsätze – inklusive 
der bargeld losen Geschäf tsvor fä l le 
(EC-Kartenzahlungen) – im Kassenbuch 
aufgezeichnet und in einem zweiten 
Schritt die EC-Zahlungen wieder aus-
getragen und separiert. Auch auf dem 
Kassenkonto wird zuerst der Gesamt-
betrag gebucht, bevor die EC-Karten-
umsätze wieder ausgebucht werden.
Das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) sah und sieht hierin grundsätz-
lich einen formellen Mangel der Buch-
führung. Bare und unbare Geschäfts-
vorfälle seien getrennt zu buchen. Im 
Kassenbuch seien ausschließlich Bar-
bewegungen zu erfassen.
Das BMF hat diese Rechtsauffassung 
jedoch nunmehr in einem aktuel len 
Schreiben et was entschär f t .  Zwar 
stellt weiterhin auch die – zumindest 
zeitweise – Erfassung von EC-Karten-
umsätzen im Kassenbuch einen formel-
len Mangel dar. Dieser bleibt jedoch bei 
der Gewichtung weiterer formeller Män-
gel im Hinblick auf eine eventuelle Ver-
werfung der Buchführung regelmäßig 
außer Betracht. Voraussetzung hierfür 
ist, dass der Zahlungsweg ausreichend 
dokumentiert wird und die Nachprüfbar-
keit des tatsächlichen Kassenbestands 
jederzeit besteht (Kassensturzfähigkeit).
Deutscher Steuerberaterverband e.V.,  
Mitt. v. 02.07.2018

Begrenzung der 1 %-Regelung 
auf 50 % der Fahrzeugkosten 
ist nicht möglich

Im Betriebsvermögen eines Immobilien-
maklers befand sich ein gebraucht er-
worbener Pkw. Für diesen f ielen im 
St reit jahr Gesamtkosten von r und 
11.000 € an. Nach der 1 %-Regelung er-
rechnete sich ein privater Nutzungswert 
von 7.680 €. Da die 1 %-Regelung nur für 
Fahrzeuge anzuwenden ist, deren be-
triebliche Nutzung mindestens 50 % be-
trägt, ging der Immobilienmakler davon 
aus, dass die Privatnutzung mit nicht 
mehr als 50 % der Gesamtkosten anzu-
setzen sei. Er setzte in seiner Steuer-
erk lärung daher nur d ie Häl f te der 
Gesamtkosten, also 5.500 € an.
Der Bundesfinanzhof lehnte diese Ar-
gumentation ab. Die 1 %-Regelung ist 
eine stark typisierende und pauschalie-
rende Regelung, die der Praktikabilität 

und Steuervereinfachung dient. Indivi-
duelle Besonderheiten, z. B. hinsichtlich 
der Art und der Nutzung des Fahrzeugs, 
bleiben daher grundsätzlich unberück-
sichtigt. Der Gesetzgeber hat damit aber 
nicht die verfassungsmäßigen Grenzen 
überschritten. Zudem ist es möglich, 
durch ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch die Anwendung der 1 %-Regelung 
zu vermeiden.
BFH, Urt. v. 15.05.2018, X R 28/15,  
BFH/NV 2018, S. 1107

Nicht abziehbare Schuld-
zinsen: Berücksichtigung  
von Verlusten

Betriebliche Schuldzinsen können als 
nicht abziehbar qualifiziert werden. Dies 
ist der Fall, wenn die Entnahmen die 
Summe aus Gewinn und Einlagen über-
steigen und damit sog. Überentnahmen 
vorliegen. Nach einem Urteil des Bundes-
finanzhofs ist die Berechnungsformel 
der Finanzverwaltung zur Feststellung 
der Überentnahmen unzutreffend. Viel-
mehr ist die Bemessungsgrundlage für 
die nicht abziehbaren Schuldzinsen auf 
den periodenübergreifenden Entnahme-
nüberschuss zu begrenzen.
Für die Berechnung der Überentnahmen 
ist zunächst vom einkommensteuer-
rechtlichen Gewinn auszugehen. Dieser 
umfasst grundsätzlich auch Verluste, 
es sei denn diese führen für sich ge-
nommen zu einer Kürzung des Schuld-
zinsenabzugs. Die gesetzliche Regelung 
will den Schuldzinsenabzug (nur) für 
den Fall einschränken, dass der Steuer-
pflichtige mehr entnimmt als ihm hier-
für an Eigenkapital zur Verfügung steht.
Die Überentnahme darf in einem Verlust-
jahr nicht höher sein als die Entnahme 
bzw. der Entnahmenüberschuss. Dies 
gilt auch bei der periodenübergreifenden 
Berechnung der Überentnahmen: Hier-
bei sind etwaige Verluste bei der Er-
mit t lung der zu addierenden Über- 
und Unterentnahmenbeträge in d ie 
B e r e c h n u n g  e i n z u b e z i e h e n .  S i e 
gehen damit rechner isch sowohl in 
d ie Ü berentnahmen des einzelnen 
Wirtschaftsjahrs als auch in die Be-
messungsgrundlage der Totalperiode 
(von 1999 bis zum ak tuel len Wir t-
schaf tsjahr) ein. Sodann ist die Be-
messungsgrundlage der nicht abzieh-
baren Schuldzinsen des aktuellen Jahrs 
auf den kumulierten Entnahmenüber-
schuss der Totalperiode zu begrenzen. 
Schu ld z i nsen f ü r  Ü berent na h men 
sind so lange nicht abziehbar, bis die 
Überentnahmen durch Gewinne und 
Einlagen wieder ausgeglichen sind.
BFH, Urt. v. 14.03.2018, X R 17/16,  
BFH/NV 2018, S. 1011
BMF, Schr. v. 17.11.2005, IV B 2 – S. 2144 
– 50/05, BStBl 2005 I, S. 1019

Keine zwingende Buch-
wert auf stockung wegen 
Über ent nahmen im Rück-
wirkungs zeitraum

Wird ein Betrieb, Teilbetrieb oder Mit-
unternehmeranteil in eine Kapitalgesell-
schaft eingebracht und erhält der Ein-
bringende dafür neue Anteile an der 
Gesellschaft (Sacheinlage), kann die 
Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Vermögen in ihrer Steuerbilanz zum 
Buchwert ansetzen. Übersteigen jedoch 
die Passivposten des eingebrachten 
Betriebsvermögens die Aktivposten, 
hat die Kapitalgesel lschaf t das ein-
gebrachte Bet r iebsver mögen m i n-
destens so anzusetzen, dass sich die 
Aktiv- und Passivposten ausgleichen. 
Das Eigenkapital ist dabei nicht zu be-
rücksichtigen. Der Wert mit dem die 
Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen ansetzt, gilt für den 
Einbringenden als Anschaffungskosten 
der Gesellschaftsanteile.
In „anderen Fällen der Sacheinlage“ darf 
die Einbringung auf einen Tag zurück-
bezogen werden, der höchstens acht Mo-
nate vor dem Tag des Abschlusses des 
Einbringungsvertrags liegt und höchs-
tens acht Monate vor dem Zeitpunkt 
liegt, an dem das eingebrachte Betriebs-
vermögen auf die Kapitalgesellschaft 
ü bergeht  (sog.  Rück w i rk u ngszei t-
raum). Nach Auffassung der Finanzver-
waltung darf das eingebrachte Betriebs-
vermögen auch während dieses Rück-
wirkungszeitraums durch Entnahmen 
nicht negativ werden, weshalb inso-
weit ggf. eine Wertaufstockung vorzu-
nehmen sei, was beim Einbringenden zu 
einem entsprechenden Veräußerungs-
gewinn führt.
Dem folgt der Bundesfinanzhof nicht. 
Seiner Auffassung nach kann die Min-
derung der Anschaffungskosten des 
Einbringenden durch Entnahmen im 
Rückwirkungszeitraum auch zu einem 
negat iven Wer t führen. Dies wider-
spricht nicht dem gesetzgeberischen 
Ziel, dass sich selbige bei einer späteren 
Veräußerung der Gesellschaftsanteile 
nicht erfolgswirksam auswirken sollen.
§ 20 Abs. 1 i. V. m. Abs. 2 Satz 2 UmwStG
§ 20 Abs. 6 Satz 3 UmwStG
BMF, Schr. v. 11.11.2011, IV C 2 –  
S. 1978b/08/10001, Rdnr. 20.19,  
BStBl 2011 I, S. 1314
BFH, Urt. v. 07.03.2018, I R 12/16,  
BFH/NV 2018, S. 1063

Sind Leistungen eines Sport-
vereins gegen gesondertes 
Entgelt umsatzsteuerfrei?

Der Bundesfinanzhof bezweifelt, dass 
ein Sportverein, der Leistungen an seine 
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Mitglieder gegen ein gesondertes, über 
den Mitgliedsbeitrag hinausgehendes 
Entgelt erbringt, dies umsatzsteuerfrei 
tun kann. Entscheiden muss nun der 
Gerichtshof der Europäischen Union.
Im zugrunde liegenden Fall zahlten die 
Mitglieder eines Golfvereins nicht nur 
ihren Mitgliedsbeitrag. Für die Nutzung 
des Golfplatzes wurde zusätzlich eine 
„Greenfee“ fällig. Ebenso mussten sie 
für die Teilnahme an Turnieren und die 
Nutzung der Übungsbälle auf der „Dri-
ving Range“ ein Entgelt bezahlen. Das 
Finanzamt hielt diese gesondert an die 
Mitglieder erbrachten Leistungen für 
umsatzsteuerpflichtig und erließ einen 
entsprechenden Umsatzsteuerbescheid. 
Dagegen klagte der Golfverein.
Bisher hatte der Bundesfinanzhof die 
Ansicht vertreten, dass ein Sportverein 
sich insoweit auf europäisches Recht 
berufen kann, das zur Steuerfreiheit 
führt. Folgt der Gerichtshof der Europäi-
schen Union den Zweifeln des Bundes-
finanzhofs, wird es zu einer Änderung 
der Rechtsprechung kommen.
BFH, Beschl. v. 21.06.2018, V R 20/17, 
BFH/NV 2018, S. 1057
BFH, Urt. v. 03.04.2008, V R 74/07,  
BFH/NV 2008, S. 1631
Art. 132 Abs. 1 Buchst. m MwStSystRL

Anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten durch Beseiti-
gung verdeckter Mängel nach 
Immobilienerwerb

Auch unvermutete Aufwendungen für 
Renovierungsmaßnahmen nach dem Er-
werb einer Immobilie führen bei Vor-
liegen der weiteren Voraussetzungen zu 
anschaffungsnahen Herstellungskosten.
Baumaßnahmen, die ein Immobilien-
erwerber innerhalb von drei Jahren nach 
Anschaffung eines Objekts durchführt, 
führen regelmäßig zu Anschaffungs-
kosten, wenn die Aufwendungen ohne 
Umsatzsteuer mehr als 15 % des Ge-
bäudewerts ausmachen (anschaffungs-
nahe Herstel lungskosten). Hierunter 
zählen auch Renovierungsmaßnahmen, 
die lediglich zur Beseitigung von durch 
vertragsmäßigen Gebrauch des Mie-
ters verursachten Mängeln bzw. zur 
Beseitigung verdeckter – d. h. im Zuge 
der Anschaffung verborgen gebliebener, 
jedoch bereits vorhandener – Mängel 
durchgeführt werden.
Ausdrücklich nicht zu anschaffungs-
nahen Herstellungskosten führen ledig-
lich Aufwendungen für Erweiterungen 
sowie Erhaltungsarbeiten, die jährlich 
üblicherweise anfallen.
Hinweis: Kosten für Instandsetzungs-
maßnahmen zur Beseitigung eines Scha-
dens, der nachweislich erst nach dem 
Erwerb des Objekts durch schuldhaftes 

gemacht werden, aber kein zweck-
gebundenes Zehrgeld sind, unterliegen 
nicht der Pauschalierungsmöglichkeit.
Hinweis: Nach einem aktuellen Urteil 
des Finanzgerichts Köln gehen Ab-
sagen zur Weihnachtsfeier steuerlich 
nicht zulasten der feiernden Kollegen. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG
BMF, Schr. v 14.10.2015, IV C 5 –  
S. 2332/15/10001, BStBl 2015 I, S. 832
§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG
BFH, Urt. v. 15.01.2009, VI R 22/06,  
BStBl 2009 II, S. 476, LEXinform 0587467
BFH, Urt. v. 07.02.1997, VI R 3/96,  
BStBl 1997 II, S. 365, LEXinform 0141246
FG Köln, Urt. v. 27.06.2018, 3 K 870/17, 
(Rev. eingel., Az. BFH: VI R 31/18)

Prämienzahlungen der gesetz-
lichen Krankenkassen min-
dern Sonderausgabenabzug

Prämienzahlungen durch eine gesetz-
l iche Krankenkasse mindern die als 
Sonderausgaben abziehbaren Kranken-
versicherungsbeiträge. Dies gilt jeden-
falls dann, wenn solche Prämien ihre 
Grundlagen in einem Wahltarif haben.
In dem vom Bundesf inan z hof ent-
schiedenen Fall hatte der Versicherte 
einen Tarif mit Selbstbehalt gewählt. 
Die Versicherung zahlte eine Prämie 
von 450 €. Eine solche Prämienzahlung 
ist eine Beitragsrückerstattung, die die 
Vorsorgeaufwendungen mindert. Diese 
Prämie mindert die wirtschaftliche Be-
lastung des Versicherten und hat damit 
Einfluss auf den Sonderausgabenabzug.
Anders sind Bonusleistungen zu be-
urteilen, die die gesetzlichen Kranken-
kassen ihren Mitgliedern für ein gesund-
heitsbewusstes Verhalten gewähren. 
Diese mindern die als Sonderausgaben 
abziehbaren Krankenversicherungsbei-
träge nicht.
§ 53 Abs. 1 SGB V
BFH, Urt. v. 06.06.2018, X R 41/17,  
BFH/NV 2018, S. 1193
BFH, Urt. v. 01.06.2016, X R 17/15,  
BStBl 2016 II, S. 989

Von den Eltern als Unter-
haltsleistung getragene 
Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge des Kindes

Eltern können Beit räge zur Basis -
krankenversicherung und zur gesetz-
lichen Pflegeversicherung ihrer Kinder 
als Sonderausgaben absetzen, wenn 
sie diese selbst getragen haben. Die 
Beiträge müssen tatsächlich angefallen 
und von der Unterhaltspf licht erfasst 
sein. Erstatten die Eltern ihrem Kind die 
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Handeln eines Dritten am Gebäude ver-
ursacht worden ist, unterliegen nicht der 
Regelvermutung für das Vorliegen an-
schaffungsnaher Herstellungskosten.
§ 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG
BFH, Urt. v. 13.03.2018, IX R 41/17,  
BFH/NV 2018, S. 1009

Behandlung von Aufwendun-
gen für Arbeitnehmer bei Be-
triebsveranstaltungen

In vielen Unternehmen steht die Weih-
nachtsfeier am Ende des Jahrs vor der 
Tür. Bis zu zwei Betriebsveranstaltungen 
pro Jahr können für Mitarbeiter steuer- 
und sozialversicherungsfrei ausgerichtet 
werden. Dies gilt, soweit die Kosten den 
Betrag von 110 € je Betriebsveranstaltung 
und teilnehmendem Arbeitnehmer nicht 
übersteigen. Es handelt sich hierbei um 
einen Freibetrag. Wird die Wertgrenze 
überschritten, muss folglich nur der über-
steigende Teil versteuert werden. Dar-
über hinaus ist Folgendes zu beachten:
•  Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, 

wenn es sich um eine Veranstaltung auf 
betrieblicher Ebene mit gesellschaft-
lichem Charakter handelt, z. B. Be-
triebsausflüge oder Weihnachtsfeiern.

•  Die Veranstaltung muss al len An-
gehörigen des Betriebs, eines Teil-
be t r iebs  oder  e i ner  i n  s ic h  ge -
schlossenen betr ieblichen Orga ni-
sationseinheit (z. B. einer Abteilung) 
zugänglich sein.

•  Zuwendungen im Rahmen einer Be-
tr iebsveranstaltung sind al le Auf-
wendungen des Arbeitgebers inklusive 
Umsatzsteuer. Es spielt keine Rolle, ob 
die Aufwendungen einzelnen Arbeit-
nehmern individuell zurechenbar sind 
oder es sich um einen rechnerischen 
Anteil an den Kosten der Betriebsver-
anstaltung handelt, die der Arbeitgeber 
gegenüber Dritten für den äußeren Rah-
men der Betriebsveranstaltung auf-
wendet (z. B. Raummieten oder Kos-
ten für einen Eventplaner; auch Kosten 
für Begleitpersonen des Mitarbeiters 
müssen berücksichtigt werden).

•  Soweit solche Zuwendungen den Be-
trag von 110 € je Betriebsveranstaltung 
und teilnehmenden Arbeitnehmer nicht 
übersteigen, bleiben sie beim Arbeit-
nehmer steuerlich unberücksichtigt.

•  Übersteigen die Kosten je Betriebsver-
anstaltung den Freibetrag von 110 € 
und/oder nimmt ein Arbeitnehmer an 
mehr als zwei Betriebsveranstaltungen 
teil, sind die insoweit anfallenden zu-
sätzlichen Kosten steuerpflichtig.

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeits-
lohn pauschal mit 25 % versteuern. 
Voraussetzung hierfür ist, dass die Ver-
anstaltung allen Arbeitnehmern offen-
steht. Etwaige Geldgeschenke, die zwar 
im Rahmen einer Betriebsveranstaltung 



von dessen Arbeitgeber einbehaltenen 
Versicherungsbeiträge, kann das Teil 
ihrer Unterhaltsverpf l ichtung sein. 
Damit können sie diese Zahlungen als 
Sonderausgaben geltend machen.
Ein Auszubildender wohnte während 
der Ausbildung bei seinen Eltern. Im 
Rahmen seines Ausbildungsverhält-
nisses behielt der Arbeitgeber von der 
Ausbi ldungsvergütung Beit räge zur 
Kranken- und Pflegeversicherung ein. 
Wegen der geringen Höhe seines Ein-
kommens wirkten sich diese jedoch bei 
ihm steuerlich nicht aus. Daher mach-
ten die Eltern die Beiträge als Sonder-
ausgaben im Rahmen ihrer eigenen Ein-
kommensteuererklärung geltend.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
in diesem Fall die Abziehbarkeit der 
Beiträge daran scheiterte, dass die El-
tern lediglich Naturalunterhalt leiste-
ten, indem der Sohn bei ihnen kosten-
frei wohnte. Damit erstatteten sie dem 
Sohn die Versicherungsbeiträge jedoch 
nicht und trugen sie daher nicht selbst.
BFH, Urt. v. 13.03.2018, X R 25/15,  
DStR 2018, S. 2133

Auflösung eines passiven 
Rechnungsabgrenzungspos-
tens bei Betriebsaufgabe

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs 
ist bei einer Betriebsaufgabe der Er-
trag aus der Auflösung eines passiven 
Rechnungsabgrenzungspostens dem 
Betriebsaufgabegewinn zuzurechnen, 
wen n er in e inem Veran lassungs-
zusammenhang zur Betriebsaufgabe 
als dem auslösenden Moment steht. 
In diesem Fall erhöht der Ertrag nicht 
den laufenden Gewinn des letzten Ge-
schäftsjahrs.
BFH, Urt. v. 25.04.2018, VI R 51/16,  
BFH/NV 2018, S. 1173

Das gewerbesteuerliche 
Schachtelprivileg verstößt  
gegen EU-Recht

Das gewerbesteuerl iche Schachtel-
privileg begünstigt Dividenden, die ein 
Gewerbebetrieb von einer Gesellschaft 
erhält, an der er beteiligt ist. Die deut-
sche Regelung sieht jedoch eine unter-
schiedliche Behandlung von Gesell-
schaften vor, die innerhalb der Euro-
päischen Union (EU) oder in einem 
Drittstaat ansässig sind. Für eine in-
ländische Betei l igung oder eine Be-
tei l igung innerhalb der EU ist eine 
Mindestbeteiligung von 15 % des Grund- 
oder Stammkapitals erforderlich.
Ist die ausschüttende Gesellschaft in 
einem Drittstaat ansässig, verlangt das 
Gesetz neben der Mindestbeteiligung 
u. a., dass die Bruttoer träge aus be-

st immten akt iven Einkünf ten stam-
men. Zudem muss der Gewerbebetrieb 
weitere Nachweise erbringen, soweit 
es sich um Ausschüttungen von Enkel-
gesellschaften handelt, an denen der 
Gewerbebetrieb über die Tochtergesell-
schaft mittelbar beteiligt ist.
Der Gerichtshof der Europäischen Union 
hat entschieden, dass diese strengeren 
Voraussetzungen nicht gerechtfertigt 
sind. Sie stellen eine unzulässige Be-
schränkung des freien Kapitalverkehrs 
zwischen den Mitgliedstaaten und den 
Drittstaaten dar.
§ 9 Nr. 2a Satz 1, Nr. 7 GewStG
§ 8 Abs. 1 Nrn. 1 – 6 AStG
EuGH, Urt. v. 20.09.2018, C-685/16,  
DStR 2018, S. 2016

Gewerbesteuerliche Hinzu-
rechnungsvorschriften für  
typisierte Finanzierungsan-
teile sind verfassungsgemäß

Zur Ermittlung des der Gewerbesteuer 
unterliegenden Gewerbeertrags wird 
der Gewinn aus Gewerbebetrieb um be-
stimmte Hinzurechnungen und Kürzun-
gen angepasst. Den Hinzurechnungs-
vorschriften unterliegen insbesondere 
Zinsaufwendungen. Aber auch die in 
gezahlten Mieten, Pachten, Leasing-
raten oder Rechteüberlassungen ent-
haltenen Zinsen (sog. Finanzierungs-
anteile) sind hinzuzurechnen. Während 
Zinsaufwendungen, bspw. für Kredite, 
exakt bezifferbar sind, werden die in 
den anderen Aufwendungen enthaltenen 
Finanzierungsanteile typisierend mit 
einem bestimmten Bruchteil hiervon 
angenommen, ohne dass sie den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechen 
müssen.
Dies führ te in einem vom Bundes-
f inanzhof entschiedenen Fal l dazu, 
dass ein Unternehmen trotz eines Ver-
lusts wegen der zuvor beschriebenen 
Hinzurechnungen Gewerbesteuer zah-
len musste. Es machte geltend, dass 
die typisier ten Finanzierungsanteile 
nicht dem tatsächlichen Zinsanteil ent-
sprächen und deswegen verfassungs-
widrig seien. Außerdem sei das vom 
Gesetzgeber angenommene Zinsniveau 
viel zu hoch.

Hinweis: Die Darstellungen dienen aus schließlich Informationszwecken  
und ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.
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Der Bundesfinanzhof hält die Hinzu-
rechnungsvorschriften für verfassungs-
gemäß. Sie sind nicht an einem typi-
schen, realitätsgerechten Zinsniveau 
auszurichten. Vielmehr hat der Gesetz-
geber bei der Bestimmung von Steuer-
sätzen und Bemessungsgrundlagen 
einen weitreichenden Entscheidungs-
spielraum. Er darf insbesondere die Be-
sonderheiten des Einzelfalls beim Erlass 
von Steuergesetzen vernachlässigen.
§§ 8, 9 GewStG
BFH, Urt. v. 14.06.2018, III R 35/15,  
BFH/NV 2018, S. 1126

Personalrabatte eines Ver-
triebsunternehmens auf Wa-
ren oder Dienstleistungen

Erhält ein Arbeitnehmer aufgrund seines 
Dienstverhältnisses vom Arbeitgeber 
hergestellte, vertriebene oder erbrachte 
Waren oder Dienst leistungen, führ t 
dies dem Grundsatz nach zu steuer-
pf l icht igem Arbeitslohn. A l lerdings 
bleibt ein Vorteil steuerfrei, wenn er 
1.080 € im Kalenderjahr nicht übersteigt. 
Bei der Vor tei lsberechnung für den 
Arbeitnehmer wird ein Rabatt von 4 % 
auf den Endpreis (Preis, den ein frem-
der Letztverbraucher im allgemeinen Ge-
schäftsverkehr zahlt) angesetzt.
Der Bundesfinanzhof hat in diesem Zu-
sammenhang entschieden, dass nicht 
nu r der jen ige Wa ren oder Dienst-
leistungen vertreibt, der sie im eige-
nen Namen und auf eigene Rechnung 
gegenüber Letztverbrauchern anbietet. 
Vielmehr kann auch derjenige als ver-
treibender Arbeitgeber angesehen wer-
den, der die Ware oder Dienstleistung 
nach den Vorgaben seines Auf trag-
gebers vertreibt. Nicht ausreichend ist 
hingegen, wenn er nur irgendeinen Bei-
trag zum Vertrieb leistet, wie beispiels-
weise die bloße Vermittlung einer frem-
den Ware oder Dienstleistung.
Hinweis: Der Bundesf inanzhof hält 
weiterhin daran fest, dass die Steuer-
begünstigung nicht für Vortei le von 
Dritten, auch nicht konzernzugehörigen 
Unternehmen, greift.
§ 8 Abs. 3 EStG
BFH, Urt. v. 26.04.2018, VI R 39/16,  
BFH/NV 2018, S. 1176


